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Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schriftlichen 

Beantwortung 

– 

 
Mitglied des Landtages Jan Scharfenort (AfD) 

 

 

Mandatsvergaben an die Kanzlei CBH Rechtsanwälte  

 

Kleine Anfrage - KA 8/1204 

 

 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

 

beigefügt übersende ich Ihnen die Antwort der Landesregierung - erstellt vom Ministerium 

für Inneres und Sport - auf die o. g. Kleine Anfrage. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Dr. Tamara Zieschang 

Ministerin für Inneres und Sport  

LANDTAG VON 
SACHSEN -ANHALT 



Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwor

tung 

Abgeordneter Jan Sehartenort (AfD) 

Mandatsvergabe an die Kanzlei CBH Rechtsanwälte 

Kleine Anfrage - KA 811204 

Vorbemerkung des Anfragestellers: 

Die CBH Rechtsanwälte Cornelius Bartenbach Hansemann & Partner, Partnerschaft von 

Rechtsanwälten mbH (im Folgenden CBH Rechtsanwälte) berät und vertritt seit Jahren 

den Deutschen Lotto- und Totoblock sowie landeseigene Lotteriegesellschaften und Bun

desländer (vgl. https:l/www.businessinsider.de/wirtschaftlgeheimes-gutach ten-online

casinos-drohen-staatliches:-lotto-monopol-zu-kippen/) . So mandatierte bspw. das Land 

Hessen die Kanzlei CBH Rechtsanwälte im Streit um die Vergabe von Sporlwettenkon

zessionen (vgl. https:llwww.juve.de/verfahrenlsporlwetten-vg-wiesbaden-bremst-konzes

sionsverfahren-mit-haengebeschluss/). Auch der Glücksspielstaatsvertrag 2021 (GlüStV 

2021) basiert in großen Teilen auf einem Gutachten der Kanzlei CBH Rechtsanwälte, wel

ches die Länder Nordrhein-Westfalen sowie Hamburg Ende 2019 in Auftrag gegeben ha

ben (vgl. https:llwww.businessinsider.de/wirtschaftlgeheimes-gutachten-online-casinos

drohen-staatliches-lotto-monopol-zu-kippen/). Zuständig für die Regulierung des deut

schen Online-Glücksspielmarktes ist gemäß § 27p Absatz 3 GlüStV 2021 bis zum endgül

tigen Aufbau der Gemeinsamen Glücksspielbehörde der Länder (GGL) die zuständige 

Glücksspielaufsichtsbehörde des Landes Sachsen-Anhalt, namentlich das Landesverwal

tungsamt Sachsen-Anhalt. Als lizenzbeantragende Unternehmen sind die staatlichen Lot

teriegesellschaften an der Gestaltung des Glücksspielmarktes interessierl. Der Fragestel

ler beabsichtigt daher, mögliche Mandatsvergaben an die CBH Rechtsanwälte durch Be

hörden des Landes Sachsen-Anhalt und damit ggf einhergehende Interessenkonflikte of

fenzulegen. 

https://www.businessinsider.de/wirtschaft/geheimes-gutachten-online-casinos-drohen-staatliches-lotto-monopol-zu-kippen/
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https://www.juve.de/verfahren/sportwetten-vg-wiesbaden-bremst-konzes-sionsverfahren-mit-haengebeschluss/
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Antwort der Landesregierung erstellt vom Ministerium für Inneres und Sport 

Frage 1: 

Hat sich das Land Sachsen-Anhalt in den Jahren 2012 bis 2022 von der Kanzlei CBH 

Rechtsanwälte beraten oder vertreten lassen und wenn ja, in welchen Angelegen- , 

heiten und in welchem Umfang? Bitte aufschlüsseln nach Jahren, Angelegenheiten 

und Honorarvolumen. 

Antwort auf Frage 1: 

Glücksspielrechtliche Fragestellungen fallen innerhalb der Landesregierung in die Zustän

digkeitsbereiche des Ministeriums für Inneres und Sport, des Ministeriums der Finanzen 

und des Ministeriums für Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft und Forsten. 

Diese haben sich in den Jahren 2012 bis 2022 in glücksspielrechtlichen Angelegenheiten 

nicht durch die Kanzlei CBH Rechtsanwälte vertreten lassen. 

Frage 2: 

Hat sich die Lotto-Toto GmbH Sachsen-Anhalt in den Jahren 2012 bis 2022 von der 

Kanzlei CBH Rechtsanwälte beraten oder vertreten lassen und wenn ja, in welchen 

Angelegenheiten und in welchem Umfang? Bitte aufschlüsseln nach Jahren, Ange

legenheiten und Honorarvolumen. 

Antwort auf Frage 2: 

Die Lotto-Toto GmbH Sachsen-Anhalt hat sich in den Jahren 2012 bis 2022 mehrfach von 

der Kanzlei CBH Rechtsanwälte beraten oder vertreten lassen. Es handelt sich um fol

gende Mandatierungen: 

Jahr Vertretung/ Vertretene Ange- Umfang der Ver- Honorarvolu-

Beratung legenheit tretung/Beratung men 

2012 ja Schutzschrift Euro- Gerichtsverfahren 3.194,68 € 

Jackpot 

2013 ja Antrag lnformati- Beratung 6.618,78€ 

onszugangsgesetz 

Antrag lnformati- Behördliches Ver- 7.148,28 € 

onszugangsgesetz fahren 



Jahr Vertretung/ Vertretene Ange- Umfang der Ver- Honorarvolu-

Beratung legenheit tretung/Beratung men 

Gutachten LOTTO Beratung 7.163,80 € 

öffentlicher Auf-

traggeber 

2014 nein 

2015 ja Bestätigung Beratung 236,51 € 

Rechtsangelegen-
. 

heiten Jahresab-

schluss 2014 

Ergänzungsgut- Beratung 6.037,82 € 

achten Öffentl. 

Auftraggeber 

2016 ja Bestätigung Beratung 236,51 € 

Rechtsangelegen-

heiten Jahresab-

schluss 2015 

2017 ja Bestätigung Beratung 176,50 € 

Rechtsangelegen-

heiten Jahresab-

schluss 2016 

Spielersperre nach Behördliches Ver- 1.825,02 € 

§ 29 Abs. 3 Satz 4 fahren 

GlüStV 

Spielersperre nach Behördliches Ver- 4.350,37 € 

§ 29 Abs. 3 Satz 4 fahren 

GlüStV 

2018 ja Bestätigung Beratung 88,25 € 

Rechtsangelegen-

heiten Jahresab-

schluss 2017 



Jahr Vertretung/ Vertretene Ange- Umfang der Ver- Honorarvolu-

Beratung legenheit tretung/Beratung men 

Spielersperre nach Gerichtsverfahren 1.790,75 € 

§ 29 Abs. 3 Satz 4 

GlüStV 

Beratung Vertrieb Beratung 176,50 € 

Kombisystem Plus 

2019 ja Bestätigung · Beratung 88,25 € 

Rechtsangelegen-

heiten Jahresab-

schluss 2018 

Verschiedene Beratung 5.518,58 € 

Rechtsangelegen-

heiten 

2020 ja Verschiedene Beratung 475,24 € 

Rechtsangelegen-

heiten 

Wettbewerbsbera- Beratung 415,83 € 

tung 

Spielersperre nach Gerichtsverfahren 13.414,06 € 

.§ 29 Abs. 3 Satz 4 

GlüStV 

Wettbewerbsbera- Beratung 1.455,42 € 

tung 

2021 ja Bestätigung Beratung 415,83€ 

Rechtsangelegen-

heiten Jahresab-

schluss 2020 

Ordnungswidrig- Behördliches Ver- 20.905,38 € 

keitenverfahren fahren 

Spielersperre nach Berufungsverfah- 5.763,72 € 

§ 29 Abs. 3 Satz 4 ren 

GlüStV 



Jahr Vertretung/ Vertretene Ange- Umfang der Ver- Honorarvolu-

Beratung legenheit tretung/Beratung men 

2022 ja Spielersperre nach Berufungsverfah- 4.412,52 € 

§ 29 Abs . 3 Satz 4 ren 

GlüStV 

Frage 3: 

Hat sich das Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt in den Jahren 2012 bis 2022 

von der Kanzlei CBH Rechtsanwälte beraten oder vertreten lassen und wenn ja, in 

welchen Angelegenheiten und in welchem Umfang? Bitte aufschlüsseln nach Jah

ren, Angelegenheiten und Honorarvolumen. 

Antwort auf Frage 3: 

Das Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt hat sich in den Jahren 2012 bis 2022 zwei

mal von der Kanzlei CBH Rechtsanwälte beraten oder vertreten lassen. Es handelt sich 

um folgende Mandatierungen: 

Jahr Vertretung/ Vertretene Ange- Umfang der Ver- Honorarvolu-

Beratung legenheit tretung/Beratung men 

2012 nein 

2013 nein 

2014 ja Schadenersatz Gerichtsverfahren 7.491,86 € 

aus Amtspflicht-

verletzung 

2015 nein 

2016 nein 

2017 nein 

2018 nein 

2019 nein 

2020 nein 

2021 nein 

2022 ja Schadenersatz Gerichtsverfahren bislang keine 

aus unionsrechtli- Kostenrech-

nung bekannt 



Jahr Vertretung/ Vertretene Ange- Umfang der Ver- Honorarvolu-

Beratung legenheit , tretung/Beratung men 

eher Staatshaf-

tung (Verfahren 

vor dem ·Landge-

richt Halle); Ver-

fahren noch an-

hängig, Übergang 

auf die Gemein-

same Glücksspiel-

behörde der Läh-

der (GGL) durch 

Funktionsrechts-

nachfolge am 

1. Januar 2023. 

Frage 4: 

Lässt bzw. ließ sich die Gemeinsame Glücksspielbehörde der Länder von der Kanz

lei CBH Rechtsanwälte beraten oder vertreten und wenn ja, in welchen Angelegen

heiten und in welchem Umfang? Bitte aufschlüsseln nach Jahren, Angelegenheiten 

und Honorarvolumen. 

Antwort auf Frage 4: 

Die GGL hat sich bislang zweimal von der Kanzlei CBH Rechtsanwälte beraten oder ver„ 

treten lassen. Es handelt sich um folgende Mandatierungen: 

Jahr Vertretung/ Vertretene Ange- Umfang der Ver- Honorarvolu-

Beratung legenheit tretung/Beratung men 

2012 nein 

2013 nein 

2014 nein 

2015 nein 

2016 nein 

2017 nein 



Jahr Vertretung/ Vertretene Ange- Umfang der Ver- Honorarvolu-

Beratung legenheit tretung/Beratung men 

2018 nein 

2019 nein 

2020 nein 

2021/2022 ja Erstellung eines Beratung 9.374,99 € 

Rechtsgutachtens 

im Hinblick auf die 

Beauftragung ei-

nes IT-Dienstleis-

ters zum Aufbau 

einer IT-Infra-

struktur für die 

GGL 

2023 ja Schadenersatz Gerichtsverfahren bislang keine 

aus unionsrechtli- Kosten rech-

eher Staatshaf- nung bekannt 

tung (Verfahren 

vor dem Landge-

richt Halle); Ver-

fahren noch an- · 

hängig, Mandatie-

rung erfolgte be-

reits vor dem Auf-

gabenübergang 

durch das Lan-

desverwaltungs-

amt, Übergang 

auf die GGL 

durch Funktions-

rechtsnachfolge 

am 1. Januar 

2023. 



Frage 5: 

Sind der Landesregierung Antragsteller auf Glücksspiellizenzen beim Landesver

waltungsamt bzw. der Gemeinsamen Glücksspielbehörde der Länder bekannt, die 

sich von der Kanzlei CBH Rechtsanwälte beraten oder vertreten lassen bzw. ließen 

und wenn ja, welche? 

Antwort auf Frage 5: 

Dem Landesverwaltungsamt und der GGL sind keine Antragsteller auf Glücksspiellizen

zen bekannt, die sich von der Kanzlei CBH Rechtsanwälte beraten oder vertreten lassen 

bzw. ließen. 

Frage 6: 

Wie würde die Landesregierung Beraterverträge oder Mandatsvergaben der für die 

Erteilung von Glücksspiellizenzen zuständigen Behörden mit bzw. an Anwaltskanz.: 

feien bewerten, zu deren Mandanten auch Antragsteller auf Glücksspiellizenzen ge

hören oder gehörten? 

Antwort auf Frage 6: 

Nach § 43a Abs. 4 Satz 1 und 2 Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) darf der Rechts

anwalt nicht tätig werden, wenn er einen anderen Mandanten in derselben Rechtssache 

bereits im widerstreitenden Interesse beraten oder vertreten hat. Das Tätigkeitsverbot gilt 

auch für Rechtsanwälte, die ihren Beruf gemeinschaftlich mit einem Rechtsanwalt ausü

ben, der nach Satz 1 nicht tätig werden darf. 

Die Interessen, welche der Anwalt im Rahmen des ihm erteilten Auftrags zu vertreten hat, 

sind objektiv zu bestimmen. Grundlage der Regelung des § 43a Abs. 4 BRAO sind das 

Vertrauensverhältnis von Rechtsanwalt und Mandant, die Wahrung der Unabhängigkeit 

des Rechtsanwalts und die im Interesse der Rechtspflege gebotene Gradlinigkeit der an

waltlichen Berufsausübung (ST-Drucks. 12/4993, S. 27; vgl. auch BVerfGE 108, 150). Die 

Wahr.nehmung anwaltlicher Aufgaben setzt den unabhängigen , verschwiegenen und nur 

den Interessen des eigenen Mandanten verpflichteten Rechtsanwalt voraus (BGH, Urteil 

vom 8.11 .2007 - IX ZR 5/06, BGHZ 17 4, 186 Rn. 12 = NJW 2008, 1307). Diese Eigen

schaften stehen nicht zur Disposition der Mandanten (BGH, Urteil vom 23.04.2012 -AnwZ 

(Brfg) 35/11 ). 



Soweit es sich nicht um dieselbe Rechtssache handelt und damit keine widerstreitenden 

Interessen beraten und vertreten wurden , besteht kein Tätigkeitsverbot nach 

§ 43a Abs. 4 BRAO. Allein die Tatsache, dass eine Anwaltskanzlei Antragsteller auf 

Glücksspiellizenzen zu ihren Mandanten zählt, reicht für die Annabme eines Tätigkeits

verbots nicht aus. Ob es sich um dieselbe Rechtssache handelt und ob ein Interessen

konflikt besteht, ist vom Rechtsanwalt bzw. der Rechtsanwaltskanzlei vor Übernahme ei~ 

nes Mandats im Einzelfall zu prüfen. 

Frage 7: 

Wie schließt die Landesregierung mögliche Interessenkonflikte bei Beraterverträ

gen oder Mandatsvergaben durch für die Erteilung von Glücksspiellizenzen zustän

dige Behörden im Sinne von Frage 6 aus? 

Antwort auf Frage 7: 

Wie bereits in der Antwort auf die Frage 6 dargestellt, richtet sich die Pflicht zur Prüfung 

auf mögliche Interessenkonflikte an den Rechtsanwalt bzw. die Rechtsanwaltskanzlei. Be

stehen Zweifel , kann die Offenlegung von möglichen Interessenkonflikten vor Abschluss 

eines Anwaltsdienstvertrages aktiv eingefordert werden . 
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